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«Wir sind
ein kluges Volk»

Die Energieversorgung ist ein lebens-
wichtiges Thema, das die ganze Be-
völkerung betrifft. Für parteipolitische
Auseinandersetzungen ist sie ebenso
wenig geeignet wie die Versorgung mit
Lebensmitteln. Bedauerlicherweise
argumentiert Doris Leuthard in ihrem
Gastkommentar zur gegenwärtigen
Energiesituation (NZZ 25. 8. 22) den-
noch parteipolitisch.

Frau Leuthard verkennt weiterhin
die Notwendigkeit, zuverlässige und
stets verfügbare AKW auf der Basis
neuster Technologie zu erstellen, um
dauerhaft zu unserer Stromversorgung
beizutragen (auch für die zunehmende
Elektromobilität). Stattdessen setzt sie
auf relativ alte AKW mit nicht allzu fer-
nem Ablaufdatum. Frau Leuthard ver-
kennt auch die Tatsache, dass neue er-
neuerbare Energien (Photovoltaik und
Windkraft) nur eine untergeordnete
Rolle spielen können, da sie unzuverläs-
sig sind und Absicherungsmassnahmen
anhand dauernd verfügbarer Strom-
quellen erfordern (z. B. mittels AKW,
Gaskraftwerken).

Photovoltaikanlagen enthalten
durchaus umweltschädigende Bestand-
teile und sind in ihrer Leistung von der
variierenden Sonneneinstrahlung ab-
hängig.

Unsicher produzierende Windkraft-
anlagen – gemäss der sogenannten
Energiestrategie 2050 wären landesweit
mindestens tausend Einheiten erfor-
derlich – könnten bei uns in vielen für
Windenergie wenig geeigneten Regio-
nen nicht viel bringen und würden frü-
her oder später kostspielige Entsor-
gungsprobleme bewirken. Zuvor bedeu-
ten sie eine erhebliche Naturverschan-
delung und eine Gefahr für Vögel und
Fledermäuse.

Alles offenbar kein Thema für Doris
Leuthard, was bedenklich ist. Fazit: In
ihrem Gastkommentar zeigt sie keinen
Weg zu einer längerfristigen, wirklich
brauchbaren Energiestrategie auf.

Hanspeter Bornhauser, Bedano

Altbundesrätin Doris Leuthard macht
in der Ausgabe vom 25. August den Ver-
such einer Rechtfertigung für die Ener-
giestrategie 2050. Wenn es im Jahre
2011 für den Bundesrat klar war, dass
die Kernenergie für die Schweiz keine
Zukunft habe, dann müsste man doch
heute auch eingestehen, dass der Bun-
desrat falschlag.

Ziel der Energiestrategie der Schweiz
muss es doch sein, möglichst autark zu
sein. Wieso soll Energieautarkie nicht
eine realistische Zielsetzung sein? Mit
Wasserkraft und Kernkraft und der För-
derung der erneuerbaren Energien muss
doch Energieautarkie eine realistische
Zielsetzung sein.

Natürlich müssen wir uns über den
Zugriff auf den europäischen fossi-
len Energieverbund absichern, aber
Energieautarkie muss das Ziel für die
Schweiz sein. Das wird sehr viel kosten,
aber das muss uns die energetische Ver-
sorgungssicherheit wert sein. Mit Spar-
appellen an Bevölkerung und KMU gibt
es keine sichere Energieversorgung der
Schweiz.

Jürg Dangel, Küsnacht

Wenn auch einige von Doris Leuthards
Feststellungen durchaus zutreffend sind,
dürfen ihre Behauptungen zur Kern-
energie nicht ohne Widerspruch bleiben.
Wenn neue Kernkraftwerke für die rei-
che Schweiz zu teuer wären, wie kann es
dann sein, dass viele ärmere Länder wie
beispielsweise Indien, die Türkei und
Ägypten auf Kernenergie setzen?

Wenn Kernkraftwerke zu risiko-
behaftet wären, wie ist es dann zu erklä-
ren, dass unsere europäischen Nachbarn,
allen voran Frankreich, den Ausbau der
Kernenergie vorantreiben? Neue, noch
sicherere Technologien auch mit kleine-
ren Reaktoren werden bereits erprobt
und sind demnach durchaus «in Sicht».

Bei einem Begehren ist der ehema-
ligen Bundesrätin, bekräftigt durch ihre
Nachfolgerin, aber durchaus zuzustim-
men: Die Verfahren für neue Energie-
anlagen sind zu beschleunigen. Selbst-
verständlich müsste dies aber auch für
die Kernenergie gelten, was ermög-
lichen würde, die bisherigen Kernkraft-
werke nach Ablauf von deren Lebens-
dauer rechtzeitig durch neue zu er-
setzen. Als vordringliche Massnahme
müsste allerdings das 2017 statuierte
unsägliche Kernenergieverbot aufgeho-
ben werden.

Ulrich Fischer, ehem. Nationalrat,
Seengen

Schweizer Kulturerbe

Rund 10 Millionen Menschen aus aller
Welt nehmen die Schweizer Gardisten
wahr, falls auch nur jeder zweite Gast
in Rom den Petersplatz besucht («Eine
Million für die Schweizergarde – ist das
rechtens?», NZZ 25. 8. 22). Auffällig ge-
wandet und damit optimal ins architek-
tonische Bild passend, sorgen sie gut
sichtbar für die Sicherheit der Menschen
vor Ort und erteilen Auskünfte.

Zudem leisten sie bei offiziellen Be-
suchen von Staatspräsidenten, Premier-
ministern und Botschafterinnen unifor-
mierte Ehrendienste. Welches andere
Land erhält ausserhalb seiner Grenzen,
an einem Begegnungsort der internatio-
nalen Politik und einem touristischen
Hotspot nur annähernd so viel positive
Publizität?

Durch das Schweizer Tor und über
den Schweizer Hof in der Wiener Hof-
burg schlendert gewiss ein grosser Teil
der Besucher. Ab 1745 waren Schwei-
zer Gardisten im innersten Zentrum
der Grossmacht Österreich dauerhaft
für die Sicherheit zuständig, auch für
den Personenschutz von Königin Maria
Theresia.

Die Niederlande konnten seit dem
Freiheitskampf gegen Spanien auf die

Guardes Switsers zählen. Die Stadt-
republik Genua hielt sich ebenso ihre
Schweizer Garde wie das Königreich
Savoyen, das Kurfürstentum Sachsen
und andere, am berühmtesten Frank-
reich. Nur Shakespeare irrte, als er in
«Hamlet» Dänemarks König Claudius
in der 5. Szene des 4. Akts nach sei-
nen «Switzers» rufen lässt: Diese Leute
kamen woanders her.Aber dass er seine
Garde meinte, war allen im Theater
sofort klar.

Die einzig verbliebene Schweizer
Garde ist Schweizer Kulturerbe. Solches
verdient Pflege und auch einmal eine
Investition. Umso mehr, als es der Welt
auch Werte der modernen Schweiz zeigt.

Alois Amstad, Emmenbrücke

Stellenmeldepflicht
korrekt umsetzen

Das Bundesrecht schreibt für Berufe,
in denen die Arbeitslosenquote einen
bestimmten Schwellenwert überschrei-
tet (derzeit fünf Prozent), eine Stellen-
meldepflicht vor. Damit sollen Arbeits-
lose im Inland sich um eine Stelle in der
Gastronomie, der Bauwirtschaft, bei
Reinigungsunternehmen oder in der
Landwirtschaft bewerben können, bevor
die billige Konkurrenz aus dem Ausland
ins Land strömt.

Der Autor bringt als Beispiel die
Erntehelfer mit einer Arbeitszeit von
55 Stunden und einem Richtlohn von
3300 Franken und bemerkt, in Polen
beispielsweise liege der Minimallohn
bei 650 Euro (NZZ 24. 8. 22).

Genau wegen dieser krassen Unter-
schiede haben Volk und Stände 2014
dem Verfassungsartikel 121a, Steue-
rung der Zuwanderung, zugestimmt.
Danach steuert die Schweiz die Zu-
wanderung mithilfe jährlicher Höchst-
zahlen und Kontingente eigenständig.
Mit der Einhaltung dieser Verfassungs-
bestimmung könnte die Schweiz den
höchsten Zuwanderungsraten Europas
gegensteuern.

Nun gibt die Zürcher Volkswirt-
schaftsdirektion ganz offen zu, dass sie
selbst diese mickrige Vorschrift nicht
einhält. Die Regierung findet «Ab-
machungen» mit Arbeitgebern zwecks
Umgehung der Meldepflicht «rechtlich
zulässig», und der Autor ist der Mei-
nung, die bundesrechtliche Regelung
sei zu bürokratisch und sollte am besten
gleich abgeschafft werden, zudem habe
sie «weder die Arbeitslosigkeit noch die
Einwanderung massgeblich gedrosselt».

Also zurück auf Feld eins: Artikel
121a der Bundesverfassung ist endlich
umzusetzen.

Dr. iur. MarianneWüthrich,Wil

TRIBÜNE

Maturität –
Reformen ohne Not
Gastkommentar
von RENÉ ROCA

Praktisch geräuschlos läuft im Moment eine Vernehmlassung
im Rahmen der sogenannten Weiterentwicklung der gymnasia-
len Maturität (WEGM). In einem ersten Schritt geht es um die
Reform des Maturitätsanerkennung-Reglements; ein weiterer
Reformschritt wird in einem Jahr folgen, wenn es um einen neuen
gesamtschweizerischen Rahmenlehrplan (RLP) gehen wird, wo-
für lediglich noch eine «Anhörung» geplant ist. Die massgeben-
den Akteure, das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bil-
dung und Forschung (WBF) und die Schweizerische Konferenz der
kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK), begründen die Reform-
schritte damit, dass sich «das schweizerische Bildungssystem in den
letzten Jahrzehnten tiefgreifend verändert» habe.

Das ist durchaus der Fall. In diesem Kontext wird explizit auf
das Harmos-Konkordat, auf die neuen sprachregionalen Lehrpläne
der obligatorischen Schule (u. a. Lehrplan 21) und auf den Bo-
logna-Prozess an den Hochschulen verwiesen. Als «letzter Bau-
stein» muss nun noch die Sekundarstufe II, also neben den Be-
rufsschulen und dem KV auch die Maturitätsschulen, ins neue Sys-
tem «eingepasst» werden. Diese Einpassung, so WBF und EDK,
sei nötig, da sich die Grundlage der gymnasialen Ausbildung seit
der letzten Reform von 1995 kaum weiterentwickelt habe. Zudem
werden «Megatrends» wie die Globalisierung und Digitalisierung
als Rechtfertigung für die WEGM angeführt, um Reformkritiker
gleich vorweg als Ewiggestrige abzukanzeln. Die WEGM erfolgt
zu einem Zeitpunkt, der die gravierenden Mängel der erwähn-
ten Reformen deutlich vor Augen führt und deshalb immer mehr
Kritiker auf den Plan ruft. In den letzten 25 Jahren gab es immer
wieder sinnvolle Teilrevisionen des Maturitätsanerkennungsregle-
ments (MAR) – zum Beispiel die Einführung von Informatik als
obligatorisches Fach. Eine grundlegende Reform ist absolut nicht
zwingend, die Reform erfolgt also ohne Not.

Die Schweizer Maturität hat weltweit noch einen sehr guten
Ruf. Wieso werden die Reformen trotzdem durchgezogen? Ins-
gesamt unterwirft sich die WEGM unkritisch den genannten
«Megatrends», um eine Internationalisierung der Bildung zu er-
reichen. Sie ist letztlich eine blosse Anpassung an das bereits ge-
scheiterte angelsächsische Modell, das den Fokus nur noch auf
Kompetenzen legt und den Bildungs- und Wissensbegriff wei-
ter entleert. So wird die Ausrichtung auf Kompetenzen im MAR
erstmals erwähnt und initialisiert; für den neuen, völlig über-
frachteten RLP sind Kompetenzen schlicht die Grundlage. Wo-
hin führt das? Entscheidend für ein Gelingen des Bildungspro-
zesses ist die zentrale Rolle der Lehrperson; diese wird aber mit
den Reformen weiter geschwächt.

Zweifellos führen diese auch zu mehr Kontrolle und Steuerung,
also zu mehr Gängelung von oben und einer Vertiefung der Top-
down-Strategie. Das ist gut für die Bildungsbürokratie des Bundes
und der Kantone, aber schlecht für die Lehrpersonen. Die nächs-
ten Reformschritte, so etwa die grundsätzliche Infragestellung
des Fächerkanons (ähnlich wie bei der KV-Reform), sind schon
in der Pipeline. Die Reform läuft nach einem bewährten Strick-
muster ab: Ein überrissenes Reformpaket wird durch kurzfristig
terminierte «Konsultationen» und eine Vernehmlassung gejagt.
Das Paket wird dann etwas abgespeckt, der Rest wird aber durch-
gedrückt, ein letztlich intransparentes und undemokratisches Ver-
fahren. Was tun? Falls das erste Ziel der gymnasialen Maturität,
nämlich der «prüfungsfreie Zugang zu den universitären und päd-
agogischen Hochschulen», erreicht werden soll, müssen die bisheri-
gen Reformen der Volksschule und auch der «Bologna-Prozess»
an den Hochschulen kritisch hinterfragt werden.

Die alleinige Fixierung auf letztlich ideologisch motivierte
«Kompetenzen» ist zu revidieren, und Lernziele sind wieder mit
einem vernünftigen Wissensbegriff klarer zu fassen. Nur so kann
ein humanistischer Bildungsbegriff zurückgewonnen werden, der
die Qualität der Gymnasien langfristig sichert und die kontinuier-
liche Niveausenkung stoppt. Zudem würde so auch das zweite Ziel
der gymnasialen Maturität, die «vertiefte Gesellschaftsreife», wie-
der in greifbarere Nähe rücken.

René Roca ist Historiker und Gymnasiallehrer.
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KORRIGENDUM
zz. · Der im Artikel «17-Jähriger um-
rundet allein die Welt» in der NZZ vom
26. 8. 22 genannte tschechische Flug-
zeugbauer TL Ultralight ist falsch. Rich-
tig ist der slowakische Flugzeugherstel-
ler Shark Aero.
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